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Entscheidende Behörde 

UVS Wien 

Entscheidungsdatum 

22.05.1995 

Geschäftszahl 

03/P/15/2367/95 

Spruch 

Der Unabhängige Verwaltungssenat Wien hat durch das Mitglied Dr Hrdliczka über die Berufung des Herrn 
Gregor B vom 15.2.1995 gegen das Straferkenntnis der Bundespolizeidirektion Wien, vom 25.1.1995, Zahl Pst 
7511/S/92, wegen Übertretung des ArtVIII (2 Fall) EGVG, entschieden: 

Gemäß §66 Abs4 AVG wird der Berufung Folge gegeben und das angefochtene Straferkenntnis aufgehoben 
sowie das Verfahren gemäß §45 Abs1 Z3 VStG eingestellt. 

Der Berufungswerber hat gemäß §65 VStG keinen Beitrag zu den Kosten des Berufungsverfahrens zu leisten. 

Text 

Begründung: 

Im angefochtenen Straferkenntnis wurde dem Berufungswerber zur Last gelegt, er habe am 18.12.1992 um 00.30 
Uhr in Wien, B-gasse, 

2. Stock, als Verantwortlicher für die Studentenverbindung "N" nicht dafür gesorgt, daß kein 
ungebührlicherweise störender Lärm verursacht worden sei. 

Der unabhängige Verwaltungssenat hat über die dagegen fristgerecht eingebrachte Berufung ohne näheres 
Eingehen auf die darin enthaltenen Ausführungen in rechtlicher Hinsicht erwogen: 

Gemäß ArtVIII 2. Fall EGVG 1950 begeht eine Verwaltungsübertretung, wer ungebührlicherweise störenden 
Lärm erregt. 

Gemäß §44a Z1 VStG hat der Spruch eines Straferkenntnisses, wenn er nicht auf Einstellung lautet, die als 
erwiesen angenommene Tat hinsichtlich des Täters und der Tatumstände im Spruch so genau zu umschreiben, 
daß 1) die Zuordnung des Tatverhaltens zur Verwaltungsvorschrift, die durch die Tat verletzt worden ist, in 
Ansehung aller Tatbestandsmerkmale ermöglicht wird und 2) die Identität der Tat (zB nach Ort und Zeit) 
unverwechselbar feststeht. Das bedeutet zum einen, daß entsprechende, dh in Beziehung zum vorgeworfenen 
Straftatbestand stehende, wörtliche Ausführungen erforderlich sind, die nicht etwa durch die bloße 
paragraphenmäßige Zitierung von Gebots- und Verbotsnormen ersetzt werden können. Zum anderen muß a) im 
Spruch dem Beschuldigten die Tat in so konkretisierter Umschreibung vorgeworfen werden, daß er (im 
ordentlichen Verwaltungsstrafverfahren, gegebenenfalls auch in einem Wiederaufnahmeverfahren) in die Lage 
versetzt wird, auf den konkreten Tatvorwurf bezogene Beweise anzubieten, um eben diesen Tatvorwurf zu 
widerlegen, und b) der Spruch geeignet sein, den Beschuldigten (Bestraften) rechtlich davor zu schützen, wegen 
desselben Verhaltens nochmals zur Verantwortung gezogen zu werden (siehe VwGH verstärkter Senat vom 
13.6.1984, Zl 82/03/0265, VwSlg 11.466/A, und verstärkter Senat vom 3.10.1985, Zl 85/02/0053, VwSlg 
11.894/A). 

Es reicht somit nicht aus, den bloßen Gesetzeswortlaut unter Anführung der Tatzeit und des Tatortes 
wiederzugeben, sondern es ist die Tat entsprechend den Gegebenheiten des einzelnen Falles zu individalisieren, 
wobei der Umfang der notwendigen Konkretisierung vom einzelnen Tatbild abhängt. 

Bezogen auf den konkreten Fall bedeutet dies, daß dem Berufungswerber entsprechend konkretisiert 
vorzuwerfen gewesen wäre, welches Verhalten vorlag, das als ungebührlicher und störender Lärm zu werten 
war. 

Sowohl die Strafverfügung vom 12.2.1993 als auch der Ladungsbescheid vom 22.3.1993, deren 
Tatumschreibung mit jener des Straferkenntnisses gleichlautend war, enthielten diese erforderlichen Angaben 
nicht, denn schon in der Anzeige war lediglich angeführt, die Studenten hätten "offensichtlich ein Fest" gefeiert, 
sodaß letztendlich auch das Zur-Kenntnis-Bringen der Anzeige am 23.4.1993 mit der Aufforderung zur 
Rechtfertigung keine taugliche Verfolgungshandlung darstellte. 
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Erstmals in ihrer schriftlichen Stellungnahme vom 7.6.1993 konkretisierte die Meldungslegerin zwar, daß die 
Lärmerregung durch lautes Singen und Grölen sowie durch Musik verursacht worden sei. Diese Stellungnahme 
wurde dem Berufungswerber allerdings erst am 8.7.1993 und somit außerhalb der in §31 Abs2 VStG normierten 
sechsmonatigen Verfolgungsverjährungsfrist - diese endete am 18.6.1993 - vorgehalten. 

Es war demnach aus rein formellen Gründen spruchgemäß zu entscheiden. 


